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Sehr geehrte Oberbürgermeisterin Borris, 
 
Das Neutralitätsgebot im Sinne des Grundgesetzes verpflichtet staatliche Behörden zur 
Gleichbehandlung aller politischen Parteien und sichert ihnen somit Chancengleichheit im 
politischen Wettbewerb. Dieses Grundprinzip unserer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung schützt Parteien vor der Bevorzugung oder der Benachteiligung durch den 
Staat. Vom Neutralitätsgebot wird daher auch unsere Kommune sowie deren Bestandteile 
erfasst. 
 
Unser kommunales Technikmuseum betreibt seit einiger Zeit einen informativen Instagram-
Kanal und bringt Magdeburgern wie auch Auswärtigen digital unsere Industriekultur näher. 
Mindestens unverständlich für mich ist, dass dieser Account mehreren Accounts aus dem 
linksgrünen Spektrum folgt, die keinerlei Querverbindung zum eigentlichen Thema des 
Technikmuseums haben (z.B. Fridays for Future Sachsen-Anhalt, Solidarisches Magdeburg, 
Critical Mass Magdeburg, Students for climate justice Magdeburg etc.). Einen Verstoß gegen 
das politische Neutralitätsgebot sehe ich jedoch darin, dass das Technikmuseum einem 
Account aus dem SPD-nahen Spektrum namens „Keine AfD im Neuen Land“ folgt, welcher 
bereits im Titel eine unmissverständliche Botschaft trägt. 
 
Daher frage ich Sie: 
 

1. Ist „technikmuseum_md“ der offizielle Instagram-Account des Technikmuseums? 
 

2. Wer betreibt den Account „technikmuseum_md“? 
 

3. Ist ist der Account „technikmuseum_md“ dezidiert linksgrün ausgerichtet? Wenn ja, 
warum? 
 

4. Wieso verletzt der Account „technikmuseum_md“ mit einem „Follow“ bei einem 
dezidierten Anti-AfD-Account die politische Neutralitätspflicht?  
 

5. Wie werden Sie diese Verletzung ahnden? Welche Maßnahmen ergreifen Sie, dass 
derlei Verstöße in Zukunft nicht mehr geschehen? 
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